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nach Bestätigung durch den Bundesvorstand des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und das Ministerium 
für Arbeit bis zum 15. Januar 1953 an alle Betriebe 
herauszugeben.

(2) Als Grundlage für die Ausarbeitung der Direktive 
für den jeweiligen Wirtschaftszweig dient die vom 
Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes und vom Ministerium für Arbeit bestätigte 
Musterdirektive.

§ 4
Die Herausgabe der Direktive und des Muster- 

Betriebskollektivvertrages an die Betriebe der zentralen 
Industrie erfolgt durch die Ministerien und Staats­
sekretariate oder zentralen Dienststellen; an die Be­
triebe der volkseigenen örtlichen Industrie erfolgt die 
Herausgabe ebenfalls durch die Ministerien, Staats­
sekretariate oder zentralen Dienststellen über die Räte 
der Bezirke und Kreise (Abteilungen örtliche Industrie 
und Handwerk bzw. kommunale Wirtschaft oder Ver­
kehr).

§ 5
(1) Als Grundlage für die Ausarbeitung und den Ab­

schluß der Betriebskollektivverträge dient der Betriebs­
plan, die Direktive und das Muster eines Betriebs­
kollektivvertrages des jeweiligen Wirtschaftszweiges.

(2) Der Inhalt der Betriebskollektivverträge muß 
beiderseitige Verpflichtungen über die im jeweiligen 
Betrieb notwendigen Maßnahmen zur Durchführung 
der Verordnung über die weitere Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter und der 
Rechte der Gewerkschaften enthalten.

§ 6
(1) Die Ministerien, Staatssekretariate oder zentralen 

Dienststellen und die Räte der Bezirke und Kreise 
werden verpflichtet, gemeinsam mit den Zentral­
vorständen der Industriegewerkschaften oder Gewerk­
schaften bzw. mit den Gebiets Vorständen oder Bezirks­
vorständen der Gewerkschaften vor dem Beginn des 
Abschlusses der Betriebskollektivverträge 1954 bis zum
25. Januar 1954 die Berichterstattung über die Erfüllung 
der Betriebskollektivverträge des Jahres 1953 in den 
Kollegien und in den Sitzungen der Räte der Bezirke 
und Kreise durchzuführen.

(2) In den Betrieben haben die Betriebsleitungen vor 
dem Abschluß der Betriebskollektivverträge für das 
Jahr 1954 in einer Betriebsversammlung bzw. Dele­
giertenkonferenz über die Erfüllung der Betriebs­
kollektivverträge 1953 Bericht zu erstatten. An­
schließend erfolgt die Berichterstattung der Betriebs­
gewerkschaftsleitungen. Auf dieser Versammlung bzw. 
Delegiertenkonferenz erfolgt gleichzeitig die Vorlage 
des 1. Entwurfes des Betriebskollektiv Vertrages 1954.

II.

Lohngefüge für das Jahr 1954

§ 7
(1) Die Lohn- und Gehaltssumme für die Arbeiter und 

Angestellten in den volkseigenen und ihnen gleich­
gestellten Betrieben für das Jahr 1954 ist in Überein­
stimmung mit den Planaufgaben im Volkswirtschafts­
plan 1954 festgelegt.

(2) Für die Beschäftigten in den volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten Betrieben gelten folgende Ent­
lohnungsgrundlagen:

a) Verordnung vom 17. August 1950 über die Ver­
besserung der Entlohnung der Arbeiter und An­
gestellten in den volkseigenen und ihnen gleich­
gestellten Betrieben (GBl. S. 839) und die Verord­
nung vom 7. September 1950 zur Ergänzung und 
Berichtigung der vorgenannten Verordnung (GBl.
S. 947);

b) Verordnung vom 31. Januar 1952 über die Ent­
lohnung und Prämiierung von Lehrausbildern, 
Lehrmeistern und Lehrobermeistern in volks­
eigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben (GBl.
S. 105);

c) Verordnung vom 28. Juni 1952 über die Erhöhung 
der Gehälter für Wissenschaftler, Ingenieure und 
Techniker in der Deutschen Demokratischen Re­
publik (GBl. S. 510);

d) Verordnung vom 28. Juni 1952 über die Rechte und 
Pflichten der Meister in den volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten Betrieben und über die Er­
höhung ihrer Gehälter (GBl. S. 504);

e) Verordnung vom 28. Juni 1952 über die Erhöhung 
des Arbeitslohnes für qualifizierte Arbeiter in den 
wichtigsten Industriezweigen (GBl. S. 501);

i.) Beschluß vom 23. Juli 1953 des Ministerrates über 
die Aufhebung der Rückstufung von Löhnen und 
Gehältern (GBl. S. 888);

g) Verordnung vom 23. Juli 1953 über die Erhöhung 
des Arbeitslohnes der Arbeiter der volkseigenen 
Wirtschaft in den Lohngruppen I bis IV (GBl.
S. 885).

h) Verordnung vom 17. Dezember 1953 über die Er­
höhung des Arbeitslohnes für qualifizierte Arbei­
ter der Lohngruppen V bis VIII in bestimmten 
Zweigen der volkseigenen Wirtschaft (GBl. S. 1330).

(3) Für alle übrigen Beschäftigtengruppen, die nicht 
unter Abs. 2 Buchstaben a bis h fallen, gelten:

alle Lohn- und Gehaltsregelungen, die in den Direk­
tiven für den Abschluß der Betriebskollektivverträge
1953 für die einzelnen Wirtschaftszweige bestätigt
wurden.

§ 8
Für die Einstufung der Betriebe in die Ortsklasse ist 

das gegenwärtig geltende Ortsklassenverzeichnis maß­
gebend.

§ 9
(1) Die Summe für Leistungszuschläge in den ein­

zelnen Gruppen, zu den in den Betriebskollektivver­
trägen 1954 festgelegten Grundgehältern und Monats­
löhnen darf gegenüber dem Jahre 1953 nicht erhöht 
werden. In Betrieben, deren Direktive des Wirtschafts­
zweiges eine höhere prozentuale Begrenzung für die 
Bezahlung von Leistungszuschlägen enthält, darf die 
gegenwärtig gezahlte Summe für Leistungszuschläge 
nicht überschritten werden.

(2) Das gilt nicht für die Gehaltssätze, die auf Grund 
der im § 7 Abs. 2 Buchstaben b bis e angeführten Ver­
ordnungen gezahlt werden.


